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Bundesrepublik Deutschland 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


In dem Bericht über die Lage der Mittelschichten — Bundes- 
tagsdrucksache 2012 — hat die Bundesregierung in Aussicht 
gestellt, die in diesem Bericht, und in der Antwort auf die 
Große Anfrage zur Wirtschaftskonzentration — Bundestags- 
drucksache 702 — enthaltenen Vorschläge, Anregungen und 
Überlegungen zur Überprüfung der Gesetzgebung hinsichtlich 
wettbewerbsbeschränkender Benachteiligungen des Mittelstan- 
des wie auch in bezug auf Förderungsmöglichkeiten der mittel- 
ständischen gewerblichen Wirtschaft und der freien Berufe zum 
Gegenstand einer zusammenfassenden Initiative zu machen. 

Hierzu übersende ich eine Erklärung der Bundesregierung mit 
der Bitte, sie den Mitgliedern des Deutschen Bundestages zu- 
gänglich zu machen. 


Adenauer 
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Erklärung der Bundesregierung 
über eine zusammenfassende Initiative zur Förderung 
des gewerblichen Mittelstandes und der freien Berufe 
gemäß Bundestagsdrucksache 2012 


I. 

In dem „Bericht über die Lage der Mittelschichten" 
— Bundestagsdrucksache 2012 — hat die Bundes- 
regierung erstmalig das amtliche und sonstige hier- 
für verfügbare Material gesammelt, veröffentlicht 
und unter den für die Mitteistandspolitik maßgeb- 
lichen Gesichtspunkten ausgewertet. Sie hat damit 
die Grundlage für die zukünftige Mittelstandsarbeit 
geschaffen und die Ansatzpunkte sichtbar gemacht, 
die für diese Arbeit bedeutsam sein können. Dabei 
ist die Bundesregierung zu der Überzeugung ge- 
kommen, daß sich die wirtschaftliche und gesell- 
schaftliche Vielfalt der Mittelschichten einer gene- 
rellen schematischen Abgrenzung und damit einer 
zentralen Förderung entzieht und daß es auch nicht 
gerechtfertigt wäre, von einer allgemeinen Notlage 
oder Benachteiligung dieser Schichten zu sprechen. 
Dies schließt nicht aus, daß sich 'die Mittelschichten 
mit besonderen wirtschaftlichen und sozialen Pro- 
blemen auseinanderzusetzen haben und daß zu 
ihrem Nachteil auf manchen Gebieten die Rechts- 
entwicklung mit der wirtschaftlichen Entwicklung 
nicht Schritt gehalten hat. Es war deshalb zu prüfen, 
ob und auf welchen Gebieten der gewerbliche Mittel- 
stand und die freien Berufe gegenüber großbetrieb- 
lichen Unternehmensformen oder anderen Bevölke- 
rungsgruppen benachteiligt sind. 

Die sich aus dieser Prüfung ergebenden Vor- 
schläge und Maßnahmen decken sich weitgehend mit 
den Überlegungen, welche die Bundesregierung in 
ihrer Antwort auf die Große Anfrage der Regie- 
rungsparteien zur Wirtschaftskonzentration — Bun- 
destagsdrucksache 702 vom 4. Dezember 1958 — so- 
wie in dem schon genannten „Bericht über die Lage 
der Mittelschichten" angestellt hat. Da es noch nicht 
möglich war, sich dabei zu allen Fragen abschließend 
zu äußern, hat die Bundesregierung eine zusammen- 
fassende Initiative zur Förderung des gewerblichen 
Mittelstandes und der freien Berufe angekündigt. 
Sie gibt nunmehr die folgende Erklärung ab: 


IL 

Was die Berücksichtigung des Mittelstandes im 
Steuerrecht angeht, ist die Bundesregierung der An- 
sicht, daß in der Steuerpolitik der Grundsatz der 
wettbewerbsneutralen Besteuerung bestimmend sein 
muß, weil dadurch den Belangen der Mittelschichten 
am besten Rechnung getragen wird. 


1. Aus diesem Grunde wird die Bundesregierung 
die Untersuchungen, wie die Umsatzbesteuo- 
rung durch einen Systemwechsel wettbewerbs- 
neutral gestaltet oder verbessert werden kann, 
insbesondere unter Berücksichtigung der im 
Bundesfinanzministerium ausgearbeiteten Studie 
zu einer Mehrwertsteuer mit Vorsteuerabzug 
mit Nachdruck betreiben. Hierbei müssen die 
Möglichkeiten einer Rechtsangleichung in den 
EWG-Ländern besonders beachtet werden. 

2. Aber auch im Rahmen des geltenden Umsatz- 
steuersystems sieht die Bundesregierung Maß- 
nahmen im Interesse der Mittelschichten für 
vordringlich an. Sie hat daher den gesetzgeben- 
den Körperschaften den Entwurf eines Elften 
Gesetzes zur Änderung des Umsatzsteuer- 
gesetzes vorgelegt, der unter den aufgezeigten 
Gesichtspunkten eine Erhöhung der Freibeträge 
für kleinere und mittlere Unternehmen von bis- 
her 8000 DM auf 10 000 DM unter Ausdehnung 
der Jahresumsatzgrenze von 80 000 DM auf 
120 000 DM und eine Einführung eines erhöhten 
Freibetrages für sämtliche freien Berufe sowie 
für die Handelsvertreter und Makler von 18 000 
DM bis zu einem Jahresumsatz von 120 000 DM 
vorsieht. Ferner enthält die Regierungsvorlage 
eine Erschwerung der Voraussetzungen für die 
Anerkennung der Organschaft im Umsatzsteuer- 
recht durch die Einführung einer Mindestbeteili- 
gung von mehr als 75 v. H. 

über diesen Entwurf hinaus wird sich die Bun- 
desregierung damit einverstanden erklären, daß 
im Interesse der Mittelschichten in folgenden 
Punkten über die im bisherigen Entwurf der 
Umsatzsteuernovelle enthaltenen Maßnahmen 
noch wesentlich hinausgegangen werden soll: 
Erhöhung des Freibetrages für kleinere und 
mittlere Unternehmen bis auf 12 000 DM; Be- 
freiung sämtlicher Lebensmittel im Großhandel 
(mit Ausnahme von Tabakwaren und alkoholi- 
schen Getränken); 

Einschränkung der umsatzsteuerrechtlichen Or- 
ganschaft auf ein Beteiligungsverhältnis von 
mindestens 95 v. H. Durch die letztgenannte 
Maßnahme wird einer gesellschafts- und wirt- 
schaftspolitisch dringlichen Forderung der selb- 
ständigen Unternehmerschaft unter Zurück- 
stellung gewisser Bedenken in dem Maße Rech- 
nung getragen, wie dies im Rahmen des gelten- 
den Systems möglich erscheint. 
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3. Die Bundesregierung hat dem Vorschlag zuge- 
stimmt, den Kraftdroschken- und Mietwagen- 
unternehmern, soweit sie für ihre Beförderun- 
gen Personenkraftwagen benutzen, durch Her- 
ausnahme aus dem Beförderungsteuergesetz den 
Umsatzsteuerfreibetrag zu gewähren. 

Eine entsprechende Änderung des Beförderung- 
steuergesetZGs ist am 3. Mai 1961 vom Bundes- 
tag verabschiedet worden. Diese Regelung stellt 
eine geeignete Maßnahme zur Förderung des 
mittelständischen Verkehrsgewerbes dar. 

4. Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß ; 
die grundlegenden Fragen der Gestaltung des | 
Einkommensteuer- und des Körperschaftsteuer- 
tarifs - — einschließlich Schachtelprivileg und 
Organschaft — , des Verhältnisses beider Steuer- 
arten zueinander und ihrer Wirkungen auf Kon- i 
zentration und Mittelstand nicht unabhängig ^ 
voneinander betrachtet werden können. Durch 
die Regelung bei der Steuerreform 1958 wurde I 
ein ausgewogenes Verhältnis der Spitzensteuer- i 
Sätze des Einkommen- und Körperschaftsteuer- : 
tarifs unter Berücksichtigung der Nichtabzugs- : 
fähigkeit der Vermögensteuer bei der Körper- | 
schaftsteuer angestrebt. Die Gestaltung des 
Splitting-Tarifs bei der Einkommensteuer hat i 
nicht zuletzt auch den Mittelschichten Steuer- I 
liehe Entlastung gebracht. Es kann erwartet 
werden, daß sich die Begünstigung des ausge- 
schütteten Gewinns und die stärkere Belastung 
des einbehaltenen Gewinns bei der Körper- : 
schaftsteuer ebenfalls günstig für die Mittel- 
schichten auswirken. Im Augenblick liegen je- 
doch noch nicht genügend Erfahrungen über die 
endgültigen Auswirkungen der Steuerreform 
1958 vor, um hierzu grundlegend Stellung zu 
nehmen und gegebenenfalls bestimmte Maß- 
nahmen auf dem Gebiete der beiden Steuer- 
tarife zu treffen. Schon wegen des engen Zu- 
sammenhangs des Schachtelprivilegs und der 
Organschaft mit dem Körperschaftsteuertarif, 
insbesondere mit der Besteuerung des ausge- 
schütteten Gewinns, kann auch die Entscheidung 
über diese körperschaftsteuerlichen Rechtsinsti- 
tutionen erst nach der abschließenden Beurtei- 
lung der Wirkungen ides neuen Körperschaft- 
steuertarifs getroffen werden. Hierbei werden 
bereits die ersten Ergebnisse der „Untersuchung 
über die Konzentration in der Wirtschaft" be- 
rücksichtigt werden können. 

5. Durch das Steueränderungsgesetz 1960 ist die 
steuerliche Abzugsfähigkeit von freiwilligen 
Sozialleistungen auf dem wichtigen Teilgebiet ; 
der Pensionsrückstellungen durch Erhöhung des ■ 
Mindestzinsfußes von 3,5 v. H. auf 5,5 v. H. ein- ^ 
geschränkt worden. Nunmehr dürften wesent- 
liche stille Reserven durch Pensionsrückstellun- 
gen nicht mehr gebildet werden. Damit entfällt 
für die Zukunft ein Vorteil insbesondere für die 
großen Unternehmen. Die Bundesregierung hat 
geprüft, ob noch Einschränkungen auf anderen 
Gebieten, z. B. bei den Aufwendungen für Sport- 
anlagen, Schwimmbäder usw. vorgeschlagen 
werden können. Obwohl die Bedeutung dieses 


Fragenkomplexes für das Wettbewerbsverhält- 
nis von kleineren zu großen Unternehmen 
anerkannt werden muß, konnte bis jetzt kein 
vertretbarer Vorschlag für weitere Einschrän- 
kungen entwickelt weMen. 

6. Die Bundesregierung sieht keine Möglichkeit, 
die Steuerbegünstigung des nichtentnommenen 
Gewinns (§ 10 a EStG) allgemein wieder ein- 
zuführen. 

Eine allgemeine Wiedereinführung dieser Be- 
günstigung für Personenunternehmen würde 
eine partielle, auf den Kreis der erfaßten Unter- 
nehmen beschränkte Senkung des Einkommen- 
steuertarifs bedeuten. Entsprechende Wünsche 
anderer Gruppen von Steuerpflichtigen, etwa 
der Arbeitnehmer oder der freien Berufe, könn- 
ten kaum abgelehnt werden. Der Begünstigung 
stehen auch zwingende haushaltsmäßige Gründe 
entgegen, da je nach Gestaltung im einzelnen 
Steuerausfälle von mehreren Milliarden DM 
eintreten würden. Insgesamt erscheint die Ab- 
lehnung dieser Begünstigung auch deswegen 
nicht unbillig, weil die Belange des Mittel- 
standes durch die Gestaltung des Einkommen- 
steuertarifs und durch die bei der Umsatzsteuer, 
der Gewerbesteuer und anderen Steuern vor- 
gesehenen mittelstandsfördernden Maßnahmen 
bereits berücksichtigt sind. 

7. Um Steuerpflichtigen, zu deren Alters- und 
Krankheitsversorgung keine steuerfreien Ar- 
beitgeberanteile in der Sozialversicherung ge- 
leistet werden, einen zusätzlichen Sonderaus- 
gabenhöchstbetrag für Aufwendungen zur 
Alters- und Krankheitsversorgung zu geben, 
hat die Bundesregierung im Entwurf des Steuer- 
änderungsgesetzes 1961 vorgeschlagen, für be- 
stimmte Sonderausgaben, die üer Alters- und 
Krankheitsvorsorge dienen, einen zusätzlichen 
Freibetrag von 1000 DM für Verheiratete und 
von 500 DM für Unverheiratete zu gewähren. 

Der Bundestag hat diesem Vorschlag am 3. Mai 
1961 zugestimmt. 

8. In dem Entwurf des Steueränderungsgesetzes 
1961 hat die Bundesregierung beschlossen, den 
Freibetrag bei der Gewerbesteuer nach dem Ge- 
werbeertrag (die erste Degressionsstufe des § 11 
Abs. 2 Ziff, 1 GewStG) von 2400 DM um 4800 DM 
auf 7200 DM zu erhöhen. Damit soll im Rahmen 
des Vertretbaren dem Wunsche des Mittelstan- 
des nach Gewährung eines sogenannten „Unter- 
nehmerlohnes" Rechnung getragen werden. 

Der Bundestag hat am 3. Mai 1961 dem Vor- 
schlag der Bundesregierung mit der Maßgabe 
zugestimmt, daß der Freibetrag und die De- 
gression des § 11 Abs. 2 Ziff. 1 GewStG auch 
den personenbezogenen Kapitalgesellschaften 
im Sinne des § 19 Abs. 1 Ziff. 2 KStG gewährt 
werden. Auch hier handelt es sich weitgehend 
um eine Maßnahme zugunsten des Mittel- 
standes, da der Großteil der personenbezogenen 
Kapitalgesellschaften als mittelständische Unter- 
nehmen anzusehen ist. 
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9. Die Bundesregierung ist der Ansicht, daß die 
allgemeinen Vermögensteuerfreibeträge so be- 
messen werden sollen, daß die Eigentums- 
bildung in den Mittelschichten gefördert wird. 
Die derzeitigen allgemeinen Vermögensteuer- 
freibeträge werden in Anbetracht der Ver- 
mögensentwicklung diesem Erfordernis nicht 
ausreichend gerecht. 

Die Bundesregierung hat daher in dem Ent- 
wurf des Steueränderungsgesetzes 1961 vor- 
geschlagen, 

die bisherigen Freibeträge für den Steuer- 
pflichtigen und seinen Ehegatten von je 
10 000 DM auf je 20 000 DM, 

die Kinderfreibeträge von je 5000 DM auf je 
10 000 DM und 

den Freibetrag für nichtgewerbliche Kapital- 
vermögen, der bisher 5000 DM und bei zu- 
sammen veranlagten Ehegatten 10 000 DM 
betragen hat, auf 10 000 DM bzw. 20 000 DM 

rückwirkend ab 1. Januar 1960 zu erhöhen. 

Der Bundestag hat dem Vorschlag der Bundes- 
regierung mit der Maßgabe zugestimmt, daß der 
Kinderfreibetrag von je 5000 DM auf je 20 000 
DM erhöht wird. Gegen diese Erhöhung hat die 
Bundesregierung bei der Beratung des Steuer- 
änderungsgesetzes 1961 keine Bedenken er- 
hoben. 


10. Die Bundesregierung ist der Meinung, daß im 
Interesse der Mittelschichten das der Altersver- 
sorgung dienende Vermögen besonderer ver- 
mögensteuerlicher Schonung bedarf. Dabei sol- 
len die freiwilligen Altersvorsorgeversicherun- 
gen nicht schlechter als andere Formen der 
Altersvorsorge gestellt sein. 

Die Bundesregierung hat daher im Entwurf des 
Steueränderungsgesetzes 1961 vorgeschlagen, 

die Ansprüche aus Zwangsversicherungen 
oder privaten Rentenversicherungen ver- 
mögensteuerfrei zu stellen, wenn sie die 
Altersversorgung des Steuerpflichtigen, seines 
Ehegatten oder seiner minderjährigen Kinder 
dienen und 

für alle Steuerpflichtigen, die keine oder 
nur geringe steuerfreie Versorgungsbezüge 
haben, einen Freibetrag von 25 000 DM oder 
bei zusammen veranlagten Ehegatten von 
50 000 DM bei dem übrigen steuerpflichtigen 
Vermögen zu gewähren. 

Der Bundestag hat diesem Vorschlag am 3. Mai 
1961 zugestimmt. 


11. Nach Ansicht der Bundesregierung verfälscht 
das Vermögensteuerprivileg der öffentlichen 
Hand auf manchen Gebieten den Wettbewerb 
zugunsten erwerbswirtschaftlich tätiger Unter- 
nehmen der öffentlichen Hand. Dadurch werden 
gerade auch mittelständische Unternehmen be- 
nachteiligt. 


Der Bundestag hat im Einvernehmen mit der 
Bundesregierung im Rahmen des Steuerände- 
rungsgesetzes 1961 dieses Privileg in dem zur 
Zeit vertretbaren Umfang eingeschränkt. 

12. Die Bundesregierung wird prüfen, ob 

die Abzugsfähigkeit der Vermögensteuer bei 

der Einkommensteuer beseitigt und 

die Progression des Vermögensteuertarifs ein- 
geführt werden kann. 

Die beiden Vorschläge stehen in engem Zusam- 
menhang miteinander. Durch den Abzug der 
Vermögensteuer bei der Einkommensteuer er- 
gibt sich bei natürlichen Personen eine starke 
Degression, die bei den höheren Einkommen- 
stufen so weit geht, daß im Ergebnis die effek- 
tive Vermögensteuerbelastung halbiert wird. 
Da im allgemeinen davon ausgegangen werden 
kann, daß ein Steuerpflichtiger mit einem hohen 
Vermögen auch ein hohes Einkommen hat, be- 
deutet dies eine ungerechtfertigte Benachteili- 
gung der kleinen und mittleren Vermögen. 
Allerdings wird eine solche Regelung erst bei 
einer Reform des Bewertungsgesetzes im Zu- 
sammenhang mit der künftigen Neubewertung 
des Grundbesitzes getroffen werden können. 

13. Im Zusammenhang mit der Neuordnung der 
steuerlichen Belastung des Vermögens wird die 
Bundesregierung auch eine Entscheidung über 
etwa zweckmäßige Veränderungen bei der 
steuerlichen Belastung des Vermögenszuwach- 
ses durch die Erbschaftsteuer und Schenkung- 
steuer treffen. Allerdings werden nach dem 
geltenden Recht bei Erwerben im engeren Fami- 
lienkreis bereits erhebliche Freibeträge ge- 
währt. Der seit 1956 geltende Tarif entspricht 
dem des Jahres 1924 und ist der niedrigste, der 
in den letzten 30 Jahren angewendet wurde. 

14. Auf dem Gebiet des Lastenausgleichs ist durch 
die 14. Novelle zum Lastenausgleichsgesetz, die 
der Bundestag am 4. Mai 1961 verabschiedet 
hat, eine wesentliche Verbesserung der Haupt- 
entschädigung insbesondere bei den mittleren 
Vermögensschäden vorgesehen. Dies wirkt sich 
mit Vorrang zugunsten der Berechtigten des ge- 
werblichen Mittelstandes aus. Daneben wird 
u. a. für Zwecke eigentumsfördernder Maßnah- 
men die Hauptentschädigung vorzeitig erfüllt. 
Weiterhin gibt das 13. Änderungsgesetz zum 
Lastenausgleichsgesetz die Möglichkeit, Haupt- 
entschädigungsansprüche durch Begründung von 
Spareinlagen zu erfüllen. Auch durch diese 
Maßnahmen werden die Geschädigten des Mit- 
telstandes, die für den Aufbau ihrer Existenz- 
grundlage sonst weitgehend auf Fremdmittel 
angewiesen wären, begünstigt. 

Ferner würde es die Bundesregierung begrüßen 
wenn im Benehmen mit den Finanzministerien 
der Länder bei der Vermögensabgabe im Zu- 
sammenhang mit der Neufassung der Verwal- 
tungsanordnung über den Erlaß wegen Ver- 
mögensverfalls im Hinblick auf das Urteil des 
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Bundesverfassungsgerichts vom 21. Februar 1961 
die Frage der Berücksichtigung mittelständischer 
Interessen miteinbezogen würde. 

Die Bundesregierung hält es jedoch nicht für 
notwendig, der aus mittelständisdien Kreisen 
vorgetragenen Forderung zu entsprechen, eine 
besondere Regelung über die Stundung der 
Vermögensabgabe für ertragsschwadie Klein- 
und Mittelbetriebe einzuführen, weil die Finanz- 
verwaltungsbehörden der Länder auch ohne 
eine generelle Anordnung den wirtsdiaftlichen 
Verhältnissen jedes einzelnen Betriebes durch 
eine individuelle Stundung je nach Lage des 
Falles Rechnung tragen können. 


IIL 

Der Förderung von Selbsthilfeeihrichtungen des 
gewerblichen Mittelstandes, die einer Steigerung 
der Produktivität der kleinen und mittleren Betriebe 
dienen, mißt die Bundesregierung besondere Bedeu- 
tung zu und beabsichtigt, sie auch künftig beizube- 
halten. Sie hat die zuständigen Ressorts beauftragt, 
dafür zu sorgen, daß die Wirksamkeit der schon 
bestehenden Möglichkeiten überbetrieblicher För- 
derung durch geeignete Maßnahmen erhöht wird. 

1. Seit langem setzt die Bundesregierung im Bun- 
deshaushalt alljährlich 8 Mio DM ein, um die 
Wirksamkeit der von den Organisationen der 
Wirtschaft betriebenen Maßnahmen zur Steige- 
rung der Produktivität durch Rationalisierung in 
Handwerk und Handel sowie im Hotel- und 
Gaststättengewerbe und zur beruflichen und 
fachlichen Ertüchtigung der diese Betriebe leiten- 
den und in ihnen tätigen Personen zu erhöhen. 
Seit dem Jahre 1959 sind ferner im Bundeshaus- 
halt Mittel in Höhe von 5 Mio DM zur beruf- 
lichen Förderung der unselbständigen Mittel- 
schichten eingesetzt, die auch Arbeitnehmern 
in Klein- und Mittelbetrieben der übrigen Ge- 
werbezweige zugutekommen. 

Darüber hinaus führt das Rationalisierungs- 
Kuratorium der Deutschen Wirtschaft (RKW) im 
Benehmen mit den Spitzenorganisationen der 
Wirtschaft und der Gewerkschaften ein Schwer- 
punktprogramm zur Förderung praxisnaher Me- 
thoden bei der Rationalisierung in Mittel- und 
Kleinbetrieben durch. Im Vordergrund stehen 
vor allem die Ausbildung von Führungskräften 
und das Betriebsberatungswesen sowie die Ratio- 
nalisierung des Vertriebs. 

Da die bisherigen Förderungsmaßnahmen sich 
bewährt haben, sollen sie auch weiterhin bei- 
behalten und darüber hinaus neue Vorhaben ge- 
fördert werden, die sich aus der technischen und 
wirtschaftlichen Entwicklung ergeben. 

2. Im Handwerk, im Handel und im Hotel- und 
Gaststättengewerbe ist ein weiterer Ausbau der 
Betriebsberatung erforderlich, um den kleinen 
und kleinsten Betrieben bei der Lösung ihrer 
technischen und betriebswirtschaftlichen Probleme 


wirksam helfen zu können. Weitere wichtige 
Aufgaben liegen auf dem Gebiet der Markt- 
beobachtung und des internationalen Erfahrungs- 
austausches. Soweit wie möglich sind diese Maß- 
nahmen durch Gewichtsverlagerungen bei den 
bisherigen Förderungsschwerpunkten durchzu- 
führen. Die Bundesregierung wird von Zeit zu 
Zeit prüfen, ob die Durchführung dieser neuen 
Aufgaben eine Änderung der Förderungspro- 
gramme oder der dafür vorgesehenen Bundes- 
haushaltsansätze erfordert. 

3. Auch die Klein- und Mittelbetriebe des nicht- 
handwerklichen Produktionsgewerbes können 
sich auf die Dauer im Wettbewerb nur dann be- 
haupten, wenn sie ihre Kostenlage durch ratio- 
nelle Betriebsführung verbessern. Die mittel- 
ständischen gewerblichen Fachorganisationen 
haben seit langem Einrichtungen geschaffen, um 
diese Betriebe zu fördern. Darüber hinaus ist die 
Arbeit des Rationalisierungs-Kuratoriums der 
Deutschen Wirtschaft (RKW), dem Mittel aus 
dem ERP-Sondervermögen zur Verfügung stehen, 
darauf gerichtet, in erster Linie die Produktivität 
der industriellen Klein- und Mittelbetriebe durch 
geeignete Maßnahmen zu steigern. In diesem 
Rahmen wurde ein Betriebsbegehungsdienst ein- 
gerichtet, der diesen Betrieben Wege zur Pro- 
duktivitätssteigerung aufzeigt. Auf Grund der Er- 
folge, die damit erzielt wurden, ist beabsichtigt, 
diesen Betriebsbegehungsdienst künftig weiter 
auszubauen. Schließlich sind im Bundeshaushalt 
Mittel für die Förderung der Gemeinschafts- 
forschung zugunsten der Klein- und Mittel- 
betriebe bereitgestelit. Die Bundesregierung er- 
wartet, daß die genannten Einrichtungen den 
Problemen der Klein- und Mittelbetriebe weiter 
ihre besondere Aufmerksamkeit zuwenden. Sie 
wird prüfen, ob es erforderlich ist, die Wirksam- 
keit der bereits bestehenden Einrichtungen durch 
zusätzliche staatliche Maßnahmen zu erhöhen. 

4. Für die mittelständischen Unternehmen des Stra- 
ßenverkehrsgewerbes erscheint der Aufbau eines 
Betriebsberatungsdienstes als wirksames Mittel 
zur Verbesserung der Ertragslage durch Ratio- 
nalisierung. Der Bundesminister für Verkehr ist 
beauftragt worden, geeignete Maßnahmen für 
den Aufbau eines solchen Beratungsidienstes zu 
treffen. Die Ergebnisse der Beratungstätigkeit 
werden nicht nur zu einer besseren Rationalisie- 
rung des Straßenverkehrsgewerbes beitragen, 
sondern der Bundesregierung auch eine Beurtei- 
lung der betrieblichen Verhältnisse dieses Ge- 
werbes ermöglichen, die für künftige verkehrs- 
politische Entscheidungen von Bedeutung sein 
kann. 

5. Die Gewerbeförderungsmittei sollen insgesamt 
dazu beitragen, die Krisenfestigkeit einer breiten 
Schicht gesunder, auf personeller Eigenverant- 
wortung aufgebauter Betriebe zu stärken und 
das mittelständische Gewerbe durch Maßnahmen 
zur Leistimgssteigerung gegenüber der Groß- 
wirtschaft wettbewerbsfähig zu erhalten. 
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Um diese mittelstandspolitisdien Ziele mit Hilfe 
der im Bundeshaushalt eingesetzten Gewerbe- 
förderungsmittel zu erreichen, hat die Bundes- 
regierung den Interministeriellen Ausschuß für 
Mittelstandsfragen beauftragt, Vorschläge dar- 
über zu machen, welche Ergänzungen und Er- 
läuterungen der Bundesrichtlinien 1953 zu § 64 a 
RHO erforderlich sind, damit eine optimale Wir- 
kung beim Einsatz der Gewerbeförderungsmittel 
gewährleistet ist. 

6. Die Leistungsfähigkeit der gewerblichen Klein- 
und Mittelbetriebe hängt weitgehend davon ab, 
daß sie über qualifizierte Kräfte verfügen. Lehre 
und berufliche Erfahrung reichen häufig zur fach- 
lichen Qualifikation nicht mehr aus. Technische 
und wirtschaftliche Wandlungen erfordern drin- 
gend weitere Maßnahmen für eine ständige Fort- 
bildung der Arbeitnehmer, durch welche die 
schon bestehenden Aus- und FortbiMungsmaß- 
nahmen wirksam ergänzt werden. So werden 
z. B. im Handwerk schon jetzt überbetriebliche 
Unterweisungsmaßnahmen für Handwerkslehr- 
linge zur Anpassung an die technische Entwick- 
lung sowie Maßnahmen der Begabtenförderung 
mit Bundesmitteln unterstützt. Diese Förderungs- 
maßnahmen sollen beibehalten und ausgebaut 
werden. 

Entsprechende überbetriebliche Fortbildungsein- 
richtungen und -maßnahmen sind ferner insbeson- 
dere von Wirtschaftsvereinigungen, Fortbildungs- 
werken der Gewerkschaften, Arbeitgeber- und Be- 
rufsverbänden und Zweckgemeinschaften teils aus 
eigenen Mitteln, teils mit finanzieller Unterstützung 
des Bundes und der Länder bereits geschaffen wor- 
den oder befinden sich im Aufbau und Ausbau. 

Um zu erreichen, daß die Fortbildungseinrichtun- 
gen die wünschenswerte Breitenwirkung entfalten 
können, soll ihr Besuch möglichst vielen aufstiegs- 
willigen und befähigten Arbeitnehmern durdi indi- 
viduelle Beihilfen der öffentlichen Hand ermöglicht 
werden. Gedacht ist dabei an Zuschüsse zu den Lehr- 
gangskosten und gegebenenfalls zu den Kosten des 
Lebensunterhaltes des Lehrgangsteilnehmers, bei 
Kursen von längerer Dauer auch seiner Ehefrau und 
der unterhaltspflichtigen Kinder. Die Durchführung 
dieser Maßnahmen ist für die kleinen und mittleren 
Betriebe von besonderer Bedeutung, weil Groß- 
unternehmen häufig aus eigenen Mitteln ihren 
Arbeitnehmern die berufliche Fortbildung ermög- 
lichen, während mittel ständische Betriebe dazu viel- 
fach nicht in der Lage sind. Eine Unterschiedlichkeit 
der Fortbildungsmöglichkeiten könnte die Abwan- 
derung von Arbeitskräften von den mittelständi- 
schen zu den großen Unternehmen verstärken. 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
ist daher beauftragt worden, entsprechende Maß- 
nahmen für die Durchführung eines individuellen 
Förderungsprogramms einzuleiten, für das voraus- 
sichtlich zunächst jährlich 5 Mio DM erforderlich 
sein werden. Dabei sind die Richtlinien für dieses 
Programm mit den schon bestehenden Bestimmun- 
gen auf anderen Gebieten im Einvernehmen mit den 
Bundesministern des Innern, der Finanzen und für 
Wirtschaft abzustimmen. 


IV. 

Eine angemessene Berücksichtigung des gewerb- 
lichen Mittelstandes und der freien Berufe bei Finan- 
zierungshilfen unter Beteiligung der öffentlichen 
Hand hält die Bundesregierung für besonders wich- 
tig. Unter unmittelbarem oder mittelbarem Einfluß 
des Bundes und der Länder sind der mittelständi- 
sdien gewerblichen Wirtschaft von der Währungs- 
reform an bis Ende 1959 an Krediten und Zuschüssen 
rd. 5,88 Mrd. DM gewährt worden; an Bürgschaften 
sind rd. 1,45 Mrd. DM übernommen worden. 

Die Bedeutung, welche die Bundesregierung der 
Förderung der mittelständischen gewerblichen Wirt- 
schaft — trotz der Notwendigkeit einer verstärkten 
Hilfe an die Entwicklungsländer — auch künftig bei- 
mißt, kommt u. a. auch dadurch zum Ausdruck, daß 
die Höhe -der bereitgestellten Mittel für diesen Be- 
reich im ERP-Wirtschaftsplan 1961 trotz verringerter 
Einnahmen des ERP-Sondervermögens fast unver- 
mindert beibehalten worden ist. 

1 . Die Bundesregierung hat die zuständigen Ressorts 
beauftragt, die bisherigen Berichte über die 
Finanzierungshilfen fortzuführen und durch eine 
gesonderte Erfassung der den freien Berufen ge- 
währten Hilfen zu vervollständigen. Um einen 
besseren Überblick zu erhalten, sind auch bisher 
nicht erfaßte Finanzierungshilfen in die Bericht- 
erstattung einzubeziehen. Die zuständigen Res- 
sorts sind ferner angewiesen worden, die Bericht- 
erstattung der beteiligten Behörden, Kredit- 
anstalten und sonstigen Stellen einheitlicher zu 
gestalten und zweckdienlicher als bisher aufzu- 
gliedern. Die Bundesregierung ist der Ansicht, 
daß damit die Voraussetzungen geschaffen wer- 
den können, um durch bessere Koordinierung der 
Finanzierungshilfen der öffentlichen Hand die 
Förderung des Mittelstandes noch wirkungs- 
voller als bisher zu gestalten. 

2. Die Bundesregierung wird dafür eintreten, daß 
im Rahmen der Finanzierungsprogramme des 
ERP-Sondervermögens zugunsten der mittelstän- 
dischen gewerblichen Wirtschaft unter Verzicht 
auf «die Finanzierung von Rationalisierungs- und 
Modernisierungsinvestitionen — außer in För- 
derungsgebieten und für Vertriebene, Flücht- 
linge und Kriegssachgeschädigte — künftig aus 
strukturpolltischen Gründen in angemessenem 
Umfange Kreditmittel für die Gründung selb- 
ständiger Existenzen von Nachwuchskräften und 
für die Errichtung mittelständischer Gewerbe- 
betriebe in neuen Wohnsiedlungen bereitgestellt 
werden. 

a) Die mittelständische gewerbliche Wirtschaft 
dürfte zur Zeit im allgemeinen in der Lage 
sein, Rationalisierungsmaßnahmen mit eige- 
nen Mitteln oder mit bankmäßigen Krediten 
durchzuführen. Soweit Besicherungsschwierig- 
keiten auftreten, können die Kreditgarantie- 
gemeinschaften helfen. 

b) Die Kreditrichtlinien für die Errichtung von 
Betrieben in neuen Wohnsiedlungen werden 
zur Zeit ausgearbeitet. Sie werden so recht- 
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zeitig herausgegeben werden, daß die Mittel 
nach Verabschiedung des ERP- Wirtschafts- 
plangesetzes 1961 sofort in Anspruch genom- 
men werden können. 

c) Die zuständigen Ressorts sind ferner beauf- 
tragt worden, die „Richtlinien für Zuschüsse 
aus Bundeshaushaltsmitteln zur Verbilligung 
der Finanzierung gewerblicher Räume des 
Mittelstandes bei Baumaßnahmen des sozialen 
Wohnungsbaues" in der Fassung vom 6. De- 
zember 1958 mit dem Ziele zu ändern, die Er- 
richtung mittelständischer Gewerbebetriebe in 
verstärktem Maße zu fördern. 

Seit 1955 können Zuschüsse aus Bundeshaus- 
haltsmitteln zur Verbilligung der Finanzie- 
rung gewerblicher Räume des Mittelstandes 
bei Baumaßnahmen des sozialen Wohnungs- 
baues vergeben werden. 

Die im Gemeinsamen Ministerialblatt 1958 
Nr. 32 S. 250 veröffentlichten und im Gemein- 
samen Ministerialblatt 1959 Nr. 13 S. 186 er- 
gänzten Richtlinien für die Vergabe dieser 
Zuschüsse sind mit dem Ziele zu ändern, so- 
wohl eine Verwaltungsvereinfachung zu er- 
reichen, als auch diese Hilfsmaßnahmen wirk- 
samer zu gestalten. Hierzu ist vorgesehen, 
das Antragsverfahren mit den bislang ein- 
geführten Bewilligungszeiträumen von drei- 
mal drei Jahren und einem Jahr (insgesamt 
höchstens zehn Jahren) auf einen erstmaligen 
Bewilligungszeitraum von fünf Jahren um- 
zustellen, an den einmalig ein weiterer Be- 
willigungszeitraum von fünf Jahren ange- 
schlossen werden kann. 

Die obere Grenze der verbilligungsfähigen 
Darlehen wird von 30 000 DM auf 50 000 DM 
erhöht. 

Um den Förderungsmaßnahmen mit den ver- 
fügbaren Mitteln eine größere Wirkung zu- 
gunsten mittelständischer Kreise zu verleihen, 
wird sichergestellt werden, daß die Zinsver- 
billigung auch dann gewährt werden kann, 
wenn der Bauherr des Wohnbauvorhabens in 
den von ihm gebauten Geschäftsräumen nicht 
selbst einen eigenen gewerblichen Betrieb er- 
richtet, sondern die Geschäftsräume an selb- 
ständige mittelständische Gewerbetreibende, 
insbesondere Junghandwerker und Jungkauf- 
leute, sowie Angehörige freier Berufe ver- 
mietet. Dadurch soll ein Anreiz geschaffen 
werden, Geschäftsräume für diese mittelstän- 
dischen Berufsgruppen zu errichten. 

3. Der Antrag der Fraktion der SPD, eine Bundes- 
garantie- und -kreditkasse zu errichten, wird von 
der Bundesregierung nicht befürwortet. Die Bun- 
desregierung hat die Bedeutung einer ausreichen- 
den Kreditversorgung des Mittelstandes zu trag- 
baren Bedingungen seit langem erkannt. Sie 
fördert daher seit vielen Jahren alle Maßnahmen 
und Einrichtungen, die ihr als geeignet erschei- 
nen, die Kreditsituation der kleinen und mitt- 
leren Unternehmen und der freien Berufe zu ver- 


bessern, Sie hält es jedoch für wirtschaftspolitisch 
bedenklich, eine derartige zentrale Kasse als 
staatliche Einrichtung zu schaffen. Zur Errichtung 
einer zentralen Garantiekasse ist zu bemerken, 
daß die Bürgschaftsprogramme des Bundes und 
der Länder dem Handel, dem Handwerk, dem 
übrigen Gewerbe einschließlich der kleinen und 
der mittleren Industrie und den freien Berufen 
zugute kommen. — Die gelegentlich geäußerte 
Besorgnis, daß solchen mittelständischen Be- 
trieben, deren Berufsorganisationen noch keine 
Kreditgarantiegemeinschaften errichtet haben, 
von der öffentlichen Hand keine Bürgschaften 
gewährt werden könnten, ist unbegründet. In 
allen Bundesländern stehen Landesbürgschaften 
für Kredite zur Durchführung volkswirtschaftlich 
fördeningswürdiger Vorhaben bereit. 

Infolge der Tätigkeit der Länder auf diesem Ge- 
biete und wegen der regionalen Verteilung der 
Kreditgarantiegemeinschaften weichen die Bedin- 
gungen für die Bürgschaftsübernahme in den ein- 
zelnen Ländern voneinander ab. Würde der Bund 
diese bisher von den Ländern wahrgenommenen 
Aufgaben übernehmen, indem er etwa eine von 
ihm geschaffene oder beaufsichtigte Einrichtung 
beauftragt, Bürgschaften für das ganze Bundes- 
gebiet zu leisten, so würde dies mit dem Grund- 
satz in Widerspruch stehen, daß die Wirtschafts- 
förderung in der Bundesrepublik in erster Linie 
Aufgabe der Länder ist. 

Die Einrichtung einer zentralen staatlichen Ga- 
rantiekasse wäre aber auch mit dem von der 
Bundesregierung vertretenen Grundsatz nicht 
vereinbar, daß die Wirtschaft ihre Schwierig- 
keiten nach Möglichkeit im Wege der Selbsthilfe 
meistern soll. Der Bund hat diesem Grundsatz 
entsprechend die Schaffung von Kreditgarantie- 
gemeinschaften als Selbsthilfeeinrichtungon des 
Mittelstandes großzügig gefördert und wird dies 
auch weiterhin tun. Er erwartet jedoch, daß die 
Kreditgarantiegemeinschaften, ihrer Zielsetzung 
entsprechend, im Laufe der Zeit ihre Geschäfts- 
tätigkeit ohne Hilfe der öffentlichen Hand aus- 
üben können. Mit der Errichtung einer Bundes- 
garantiekasse würde der Grundsatz der Selbst- 
hilfe durchbrochen und durch einen staatlichen 
Dirigismus ersetzt. Abgesehen davon, daß ein 
solches Instrument von den beteiligten Kreisen 
des gewerblichen Mittelstandes selbst für un- 
zweckmäßig gehalten wird, würde auch der Auf- 
bau eines solchen staatlichen Apparates erheb- 
liche Kosten verursachen. 

Gegen die Errichtung einer Bundeskreditkasse 
sprechen die gleichen Gründe, die gegen eine 
Zentralisierung der Bürgschaftsgewährung gel- 
tend zu machen sind. 


V. 

Die Bundesregierung hat sich auch mit der Frage 
beschäftigt, ob der gewerbliche Mittelstand bei der 
Vergabe von öffentlichen Aufträgen in angemesse- 
nem Umfange berücksichtigt wird. 
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1. Schon bisher sind auf dem Gebiet des öffent- 
lichen Auftragswesens von den einzelnen Bun- 
desressorts Maßnahmen getroffen worden, um 
den gewerblichen Mittelstand in einem seiner 
Bedeutung entsprechenden Umfang an den Ver- 
gaben zu beteiligen. 

Um die Grundlagen für etwa notwendige weitere 
Maßnahmen zu schaffen, ist es erforderlich, die 
Unterlagen der Bundesressorts, die größere Auf- 
träge vergeben, hinsichtlich der Berücksichtigung 
des Mittelstandes in erhöhtem Maße auszu- 
werten. 

2. Die Bundesregierung hat daher die Bundes- 
ressorts und die ihnen nachgeordneten Dienst- 
stellen angewiesen, die Unterlagen über die 
Vergabe von Bauaufträgen mit dem Ziele aus- 
zuwerten, Zahl und Wert der Aufträge festzu- 
stellen, die an Handwerksbetriebe vergeben wer- 
den. Maßgebend ist hierfür die Eintragung in die 
Handwerksrolle. Von dem Ergebnis der Auswer- 
tung wird dem Bundesministerium für Wirtschaft 
als dem für die Bearbeitung von Fragen des ge- 
werblichen Mittelstandes zuständigen Ressort 
Kenntnis gegeben werden. 

Die Statistik auf Grund des Erlasses des Bundes- 
ministers für Verteidigung vom 14. Juli 1956 über 
„die Beteiligung mittelständischer Gewerbetrei- 
bender an den Beschaffungen zur Deckung des 
Verteidigungsbedarfs" wird weitergeführt. 

Der Bundesminister des Innern wird an Hand der j 
Vergabeunterlagen der Beschaffungsstelle Zahl ' 
und Wert der Aufträge ermitteln, welche an Mit- ; 
glieder von Handwerkskammern und von Indu- ■ 
strie- und Handelskammern (Wirtschaftszweige 
Industrie und Handel) vergeben werden. 

Der Bundesminister für Wirtschaft bereitet eine 
Verwaltungsvereinbarung mit den Ländern über 
die Erfassung von Bauaufträgen vor, die an 
Handwerksbetriebe vergeben werden. 

I 

Er wird ferner Verhandlungen mit den kommu- , 
nalen Spitzenverbänden aufnehmen, um zu er- j 
reichen, daß die für die Bundesressorts vor- , 
gesehene Auswertung der Vergabeunterlagen 
auch durch die Mitglieder dieser Verbände vor- 
genommen wird. 

3. Um sicherzustellen, daß unabhängig davon der 
Mittelstand auch schon im Rahmen der bestehen- 
den Bestimmungen ausreichend berücksichtigt ' 
wird, hat die Bundesregierung die Bundesressorts ; 
und die ihnen nachgeordneten Vergabestellen 
angewiesen, dem gewerblichen Mittelstand bei 
allen für ihn geeigneten Ausschreibungen von 
öffentlichen Aufträgen Gelegenheit zur Beteili- 
gung zu geben und ihn im Rahmen der bestehen- 
den Vergabevorschriften in angemessenem Um- . 
fange zu berücksichtigen. Der Bundesminister für | 
Wirtschaft stellt die Vergabebestimmungen, die 
schon jetzt eine Berücksichtigung des gewerb- , 
liehen Mittelstandes ermöglichen, zusammen und | 
übersendet sie allen öffentlichen Auftraggebern, i 
einschließlich der Ministerpräsidenten der Län- 1 


der und der kommunalen Spitzenverbände mit 
der Bitte zu veranlassen, daß die auftragver- 
gebenden Stellen von den in den Vergabebestim- 
mungen enthaltenen Möglichkeiten zugunsten 
des gewerblichen Mittelstandes weitgehend Ge- 
brauch machen. 


VI. 

Die Bundesregierung hält es, wie sie bereits in 
ihrem Bericht über die Lage der Mittelschichten aus- 
I geführt hat, für erforderlich, die bisher unzureichen- 
; den Unterlagen zur Beurteilung von Lage und Ent- 
= Wicklung dieser Schichten zu ergänzen. 

1. Anläßlich der Berichterstattung über die Lage der 
Mittelschichten — Bundestagsdrucksache 2012 
— hat sich gezeigt, daß die vorhandenen Unter- 
lagen nicht ausreichten, um dem Berichtsersuchen 
in vollem Umfange zu entsprechen. Es fehlten ins- 
besondere Unterlagen über die Kapital-, Ertrags- 
und Einkommens Verhältnisse und über die 
steuerlichen und sozialen Lasten in den ver- 
schiedenen Wirtschafts- und Gewerbezweigen, 
gegliedert nach kleinen, mittleren und großen 
Unternehmen, und in den freien Berufen, sowie 
Unterlagen über Altersgliederung und Herkunft 
der selbständig Tätigen. Ferner hat sich ergeben, 
daß auch die bereits laufenden oder in dem Be- 
richt empfohlenen Untersuchungen und Erhebun- 
gen nicht genügen, um der Bundesregierung eine 
umfassende Beurteilung der Lage und Entwick- 
lung der selbständigen Mittelschichten und der 
bei ihnen beschäftigten Personen zu ermöglichen. 

Die Bundesregierung hält es im Interesse einer 
wirksamen und langfristigen Politik zur Förde- 
rung der Mittelschichten für erforderlich, sich die 
notwendigen Unterlagen zu verschaffen. Sie ist 
der Ansicht, daß es dazu — über die bereits 
laufenden oder noch in Aussicht genommenen 
Statistiken hinaus — vorerst keiner weiteren all- 
gemeinen statistischen Erhebungen bedarf. Viel- 
mehr erfordert es der verfolgte Zweck, zunächst 
das gesamte verfügbare Material unter den für 
die Beurteilung von Mittolstandsfragen wesent- 
lichen Gesichtspunkten auszuwerten und zu ko- 
ordinieren und, soweit notwendig, durch gezielte 
zusätzliche Untersuchungen zu ergänzen. Dabei 
ist sowohl die Stellung des Mittelstandes im 
Rahmen der Gesamtwirtschaft als auch die Lage 
der vorwiegend mittelständischen Wirtschafts- 
bereiche und deren Verhältnis zueinander zu 
berücksichtigen. 

Der Interministerielle Ausschuß für Mittelstands- 
fragen ist beauftragt worden, der Bundesregie- 
rung hierzu Vorschläge zu machen. 

2. Im besonderen geben die bisher durchgeführten 
Einkommensteuerstatistiken nur in begrenztem 
Umfange Aufschluß über die Einkommenslage 
der selbständigen freiberuflich Tätigen und las- 
sen umfassende Erkenntnisse über die wirtschaft- 
liche Lage der selbständigen Angehörigen der 
freien Berufe nicht zu. 


8 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 2757 


Der Bundesminister der Finanzen wird daher im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Ar- 
beit und Sozialordnung dafür sorgen, daß im 
Rahmen der nächsten Einkommensteuerstatistik, 
die für 1961 vorgesehen ist, die Einkommens- 
situation der einzelnen Gruppen der freien Be- 
rufe, gegliedert nach Einkommensgrößenklassen 
sowie unter Berücksichtigimg der Altersgruppie- 
rung, möglichst umfassend dargestellt wird. Eine 
regelmäßige Wiederholung dieser Untersuchun- 
gen ist vorzusehen. 

3. Die Bundesregierung hält es für zweckmäßig, 
nach Abschluß der erforderlichen Vorbereitungen 
den gesetzgebenden Körperschaften einen Ge- 
setzentwurf für eine Handwerkszählung vorzu- 
legen, die voraussichtlich im Jahre 1962 durch- 
geführt werden soll. 

Durch die Wahl dieses Zeitpunktes wird in Fort- 
führung der bisherigen Handwerkszählungen von 
1949 und 1956 ein nahezu regelmäßiger sechs- 
jähriger Turnus erreicht. Dadurch wird der Aus- 
sagewert der Erhebung wesentlich größer als bei 
Zählungen mit unterschiedlich langen Zwischen- 
zeiten. 

Bei dieser Zählung sollen vor allem die lang- 
jährige wirtschaftliche Entwicklung des Hand- 
werks, betriebliche, soziale und spezielle hand- 
werksrechtliche Daten erhoben werden. 


VII. 

In der Regierungserklärung vom 29. Oktober 
1957 wurde den Mittelschichten die Hilfe der Bun- 
desregierung für den Ausbau solidarischer Sicher- 
rungseinrichtungen in Aussicht gestellt. Für die 
freien Berufe hat die Bundesregierung verschiedent- 
lich erklärt, daß sie diesen, wenn sie es wünschen, 
Hilfe bei der Schaffung gesetzlicher Alters- und Hin- 
terbliebenensicherungen geben wird. 

Die Bundesregierung hat am 16. Februar 1961 den 
Entwurf eines Gesetzes über die Alters- und Hinter- 
bliebenenversichening der Rechtsanwälte verab- 
schiedet und den gesetzgebenden Körperschaften 
zugeleitet — Bundestagsdrucksache 2656. Der Ge- 
setzentwurf sieht eine organisatorische Hilfe des 
Bundesgesetzgebers und eine begrenzte finanzielle 
Unterstützung durch den Bund vor. 


VIII. 

Bei den Beratungen über die Entwicklung der 
Verkehrspolitik im Zuge der Beschlüsse des Bundes- 
kabinetts vom 15. Juni und vom 24. August 1960 
werden auch die sich daraus für den Mittelstand er- 
gebenden Probleme berücksichtigt werden, und zwar 
nicht nur im Interesse der mittelständischen Ver- 
kehrsbetriebe, sondern auch im Hinblick auf die 
Verkehrsbedienung der gesamten mittelständischen 
Wirtschaft. Auch der Interministerielle Ausschuß für 
Mittelstandsfragen wird sich mit diesen Problemen 
weiter beschäftigen. 


IX. 

Die Interessen des Mittelstandes waren auch 
bei der Aufstellung des Regierungsentwurfs eines 
Aktiengesetzes — Bundestagsdrucksache 1915 — 
Gegenstand eingehender Überlegungen und Erörte- 
rungen. Die Ergebnisse dieser Erörterungen haben 
Eingang in den Regierungsentwurf gefunden. 


X. 

Die Bundesregierung hält es nach eingehender 
Prüfung nicht für möglich, noch in dieser Legislatur- 
periode eine Novelle zu dem Gesetz gegen Wett- 
bewerbsbeschränkungen einzubringen. 

In den seit dem Inkrafttreten des Gesetzes abge- 
laufenen 'drei Jahren hat sich erwiesen, daß es in 
seiner derzeitigen Fassung nicht ausreicht, um un- 
erwünschte Konzentrationen auszuschließen. Jedoch 
haben die über eine Verschärfung der einschlägigen 
Vorschriften bisher geführten Besprechungen und 
vor allem die sehr eingehenden Erörterungen des 
Tätigkeitsberichtes des Bundeskartellamtes im Wirt- 
schaftsausschuß des Deutschen Bundestages gezeigt, 
daß es wegen der Vielfältigkeit der durch eine Ver- 
schärfung aufgeworfenen Fragen nicht möglich ist, 
schon jetzt festumrissene Vorschläge für eine Ände- 
rung des Gesetzes zu machen. 


XI. 

Mit den vorstehend dargelegten Beschlüssen und 
Stellungnahmen hat die Bundesregierung ihrer Zu- 
sage entsprochen, die in den Bundestagsdrucksachen 
2012 und 702 enthaltenen Vorschläge, Anregungen 
und Überlegungen zur Überprüfung der Gesetz- 
gebung hinsichtlich wettbewerbsbeschränkender Be- 
nachteiligungen des Mittelstandes wie auch in bezug 
auf Förderungsmöglichkeiten zugunsten der mittel- 
ständischen gewerblichen Wirtschaft und der freien 
Berufe zum Gegenstand einer zusammenfas senden 
Initiative zu machen. Sie hat damit im Rahmen des 
Vertretbaren auch den Wünschen nach einem um- 
fassenden Strukturprogramm für die selbständigen 
Mittelschichten Rechnung getragen. 

Personen und Organisationen der Mittelschichten 
haben gelegentlich weiterreichende Wünsche und 
Anregungen zur Förderung dieser Schichten vor- 
gebracht. Die Bundesregierung hat jedoch stets be- 
tont, daß Mittelstandspolitik ein integrierender Be- 
standteil der allgemeinen Wirtschafts- und Gesell- 
schaftspolitik sein müsse. Schon aus diesem Grunde 
sind die als wünschenswert und nützlich erscheinen- 
den Maßnahmen zur Förderung der Mittelschichten 
stets auch hinsichtlich ihrer Auswirkungen auf die 
Volkswirtschaft und auf die gesellschaftliche Struk- 
tur zu untersuchen, wobei das Gesamtinteresse stets 
den Vorrang vor dem Einzelinteresse haben muß. 

In diesem Rahmen allerdings glaubt die Bundes- 
regierung, dazu beigetragen zu haben, daß eine ge- 
sunde mittlere Schicht erhalten und gefördert wurde. 
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Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Die in der Regierungserklärung vom 29. Oktober 
1957 dargelegten mittclstandspolitischen Ziele wur- 
den somit im wesentlichen erreiclit. Es gibt in der 
Bundesrepublik eine große Zahl selbständiger Exi- 
stenzen, die in angemessenem Umfang an der gün- 
stigen Wirtschaftsentwicklung teilgenommen hat 
und d*ank ihrer gesunden Struktur und fortschritt- 
lichen Haltung vertrauensvoll der Zukunft ent- 
gegensehen kann. Viele abhängige Erwerbspersonen 
sind nicht nur nach der Höhe ihres Einkommens, 
sondern auch in ihrer gesellschaftlichen Haltung und 
Einstellung in die Mittelschichten hineingewachsen. 

Die Bundesregierung verkennt nicht, daß es den- 
noch bedeutende wirtschaftliche und gesellschaft- 
liche Probleme gibt, die auf lange Sicht schwerwie- 
gende Auswirkungen auf Lage und Entwicklung der 
selbständigen mittleren Schichten haben können. 
Dies gilt z. B. für die wirtschaftliche Machtkonzentra- 
tion oder für die teilweise zu beobachtende Über- 
alterung der Selbständigen und die Schwierigkeit, 
einen ausreichenden Nachwuchs an tüchtigen selb- 
ständigen jungen Unternehmern zu gewinnen. Es 
bedarf heute zweifellos eines höheren Einsatzes, 
größerer Anstrengungen und umfassenderer Kennt- 
nisse als noch vor wenigen Jahrzehnten, um sich als 
selbständiger Unternehmer im Wettbewerb zu be- 
haupten. Die Lösung der damit zusammenhängen- 
den Probleme ist eine staatspolitische Aufgabe von 
großer Tragweite für die nächste und weitere Zu- 
kunft. 

Die Bundesregierung ist auch nicht der Meinung, 
daß mit der vorstehend dargelegten Initiative alle 
in dieser Legislaturperiode zur Diskussion gestellten 
Probleme der Mittelschichten endgültig und in be- 
friedigender Weise gelöst wären. Wirtschaft und 
Gesellschaft befinden sich in unserem Lande wie 
überall in der Welt in einer dynamischen Entwick- 
lung. Im Zuge dieser Entwicklung wandeln sich die 
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Probleme; es 
bedarf ihrer ständigen Beobachtung, um jeweils die 
Maßnahmen zu treffen, die geeignet sind, eine ge- 
sunde mittlere Schicht zu erhalten und nach Kräften 
zu fördern. 


So war es in dieser Legislaturperiode noch nicht 
möglich, die Umsatzsteuer durch den Übergang zu 
einem anderen Steuersystem wettbewerbsneutral zu 
gestalten. Auch eine Verschärfung der Bestimmun- 
gen über marktbeherrschende Unternehmen zur Ein- 
dämmung der Wirtschaftskonzentration und zur Ver- 
besserung der Wettbewerbslage des Mittelstandes 
muß der künftigen Arbeit der Bundesregierung Vor- 
behalten bleiben. Die Frage, ob die lohnintensiven 
Klein- und Mittelbetriebe durch die sozialen Lasten 
teilweise härter betroffen sind als andere Arten von 
Unternehmen, hat die Bundesregierung besondere 
Aufmerksamkeit geschenkt. Der Bericht des Inter- 
ministeriellen Arbeitskreises „Lohnbezogene Ab- 
gaben" ist als Bundestagsdrucksache 2723 vorgelegt 
worden. 

Es verdient aber hervorgehoben zu werden, daß 
in dieser Legislaturperiode auf Initiative der Bun- 
desregierung die Voraussetzungen für eine objek- 
tive Untersuchung der wirtschaftlichen Machtkonzen- 
tration geschaffen werden konnten. Es liegt im Inter- 
esse des gewerblichen Mittelstandes, wenn dabei 
die Entwicklung der Größenordnungen und die Ver- 
änderungen innerhalb der Größenklassen von Unter- 
nehmen sichtbar gemacht werden; denn nur die ge- 
naue Kenntnis dieser Bewegungen läßt wirksame 
Maßnahmen gegen solche Formen der Konzentration 
zu, die ein wirtschaftlich und gesellschaftlich ver- 
tretbares Ausmaß überschreiten. 

Bei der Steuergesetzgebung hat die Bundesregie- 
rung zahlreiche Regelungen vorgeschlagen, die die 
Wettbewerbsneutralität verbessern, die Konzentra- 
tion eindämmen und nachteilige Auswirkungen ein- 
zelner Steuerarten auf den Mittelstand durch ent- 
sprechende Begünstigungen ausgleichen. Darüber 
hinaus hat die Bundesregierung steuerliche Maß- 
nahmen beschlossen, die geeignet sind, die Eigen- 
tumsbildung der Mittelschichten zu fördern. 

Die Bundesregierung ist davon überzeugt, daß 
ihre Initiative im Sinne der schon bisher vertrete- 
nen Mittelstandspolitik zu einer wirksamen Förde- 
rung des gewerblichen Mittelstandes und der freien 
Berufe beitragen wird. 


10 



